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Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Mitglieder, Freunde und  
Förderer der IGFM,

die IGFM verfügt über 30 nationale 
Sektionen. Dies ist der Bericht der 
deutschen Sektion. Da wir punktuell 
mit anderen Sektionen koope-
rieren, werden diese an eini-
gen Stellen mit erwähnt.

Die Arbeit der IGFM lässt sich 
in zwei Bereiche untergliedern:

• Allgemeine
Menschenrechtsarbeit
(Petitionen, Flugblätter,
Pressemitteilungen, Ver-
anstaltungen, Demonstra-
tionen, also die Herstellung
von Öffentlichkeit)

• Humanitäre Hilfe
(Hilfstransporte, Entwick-
lungsprojekte, Bildungs-
projekte, Unterstützung
Bedürftiger)

Irak / Syrien

Einer der Schwerpunkte unse-
rer humanitären Hilfe war auch 
2020 der Nahe Osten.

Rund um die Millionenstadt 
Dohuk in Kurdistan im Nord-
irak gibt es immer noch ca. 
20 Flüchtlingslager für etwa 
600.000 Flüchtlinge, darunter 
450.000 Jesiden und 50.000 Chris-
ten. Unser Nahost-Referent Khalil 
Al-Rasho und unsere Ehrenvorsitzen-
de Katrin Bornmüller haben einige 
diese Lager mehrfach besucht.

Von der humanitären Hilfe, wie wir sie 
seit dem Überfall auf das Shingal-Ge-
biet 2014 leisten, sind zwei Angebote 
auch heute noch fester Bestandteil 
unserer Hilfsgütertransporte: 

• Unterstützung von behinderten
Flüchtlingen mit medizinischen
und orthopädischen Hilfsmitteln

• Lieferung von Maschinen, Stof-
fen, Garnen und Zubehör für die
Nähstuben als Begegnungsstät-
ten für traumatisierte IS-Opfer

Um die Menschen im Flüchtlings-
lager Mamrashan vor dem sich ra-
sant ausbreitenden Coronavirus zu 
schützen, werden in den Nähwerk-
stätten nun vor allem Behelfsmasken 
unter ärztlicher Aufsicht hergestellt. 
Pro Woche können bis zu 10.000 
Masken genäht werden. Gerade in 
Flüchtlingslagern sind sie von enor-
mer Bedeutung, denn aufgrund der 
Enge ist es nicht möglich, einen Min-

destabstand zur Infektionsvermei-
dung einzuhalten.

Durch die massive und rücksicht-
lose Gewalt des IS wurden viele 
Menschen so schwer verletzt, dass 
sie bleibende Schäden davongetra-

gen haben. Behinderungen 
aufgrund von Heiraten unter 
nahen Blutsverwandten stel-
len ebenfalls ein großes Prob-
lem dar. Viele Familien haben 
behinderte Angehörige zu 
betreuen, unter Lagerbedin-
gungen eine besondere Her-
ausforderung. 

Die IGFM unterstützt seit ei-
nigen Jahren mit orthopädi-
schen Hilfsmitteln, Krücken, 
Toilettenstühlen und vor al-
lem Rollstühlen, von denen 
die IGFM inzwischen mehre-
re Hundert in den kurdischen 
Nordirak bringen konnte. In-
folge des Mehrbedarfs in der 
Corona-Krise konnten wir Dut-
zende Krankenbetten zur Aus-
stattung von Krankenhäusern 
überbringen.

Als der IS 2014 das Shin-
gal-Gebiet überfiel, waren die 
Grundschulkinder im Alter von 
6 bis 10 Jahren. Diejenigen 
Kinder, die vom IS verschleppt 
und später freigekauft wurden 
oder fliehen konnten, hatten in 
den vergangenen Jahren ihre 

Muttersprache und viele auch Lesen 
und Schreiben verlernt. Das kurdi-
sche Schulsystem nimmt aber Ju-
gendliche über 13 Jahren nicht mehr 
auf. Es gab auch keine Angebote für 
die heute 13–16-Jährigen. Die größ-
te Gruppe von Analphabeten sind je-
doch jesidische Frauen, die nie oder 
nur kurz zur Schule gegangen sind. 
Für diese hat die IGFM dreimonatige 
Alphabetisierungskurse angeboten. 
Die Nachfrage nach diesen Kursen 
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war und ist so groß, dass wir auch 
heute noch alle drei Monate neue 
Kurse anbieten müssen.

Ergänzend und nicht weniger wich-
tig sind Erste-Hilfe-Kurse, Kurse 
zum Brandschutz und ganz beson-
ders Kurse zur Familienplanung bzw. 
zur Vermeidung drohender Behin-
derungen durch Heirat unter nahen 
Verwandten.

Im vergangenen Jahr boten wir zur 
Fort- und Weiterbildung PC-Einstei-
gerkurse an. Aus Beständen einer 
Bank erhielten wir etliche Laptops 
plus Zubehör, die wir mit einheimi-
scher Software für die überwiegend 
jungen Teilnehmer nutzbar machten. 

Zusammenfassend kann man sa-
gen, dass die IGFM inzwischen eine 
Institution im Irak ist.

Unsere Kontakte nach Syrien haben 
wir erweitert. Während der Jahres-
tagung 2020 baten uns aus Syrien 
geflohene Christen um Hilfe. Ziel ist 
die Region Al-Hasaka im Nordosten 
Syriens. Die christlichen Flüchtlinge 
im Distrikt Hasaka sind weitgehend 
unversorgt. 

Khalil Al-Rasho sprach im Herbst 
2020 in der Hauptstadt des Distrikts 
mit dem syrisch-orthodoxen Bischof 
Morits Hamsikh. Auf Empfehlung 
des Bischofs besuchte er 300 Fa-
milien, darunter 150 syrisch-ortho-
doxe Christen, 75 Muslime und 75 
Jesiden – je zur Hälfte Flüchtlinge 
bzw. arme ansässige Familien. Jede 
Familie erhielt ein Lebensmittelpaket 
und ein Paket mit Hygiene-Artikeln. 
Alle waren unendlich dankbar, dass 

jemand den Weg in den Osten Sy-
riens gefunden hat. 

Außerdem unterstützen wir weiterhin 
– und das seit knapp 10 Jahren – den 
Orden der Blauen Maristen in Aleppo.

Iran

Unser Einsatz für Menschenrechte 
im Iran galt im vorigen Jahr insbe-
sondere Nasrin Sotoudeh. 

Die Rechtsanwältin gehört zu den 
bekanntesten iranischen politischen 
Gefangenen. Sie ist die Symbolfi-
gur der iranischen Menschen- und 
Bürgerrechtsbewegung. Für ihren 
mutigen Einsatz für die Menschen-
rechte zeichnete sie das Europäi-
sche Parlament im Jahr 2012 mit 
dem Sacharow-Preis für geistige 
Freiheit aus. Seit 2013 ist Nasrin 
Sotoudeh Mitglied des Kuratoriums 
der Internationalen Gesellschaft für 
Menschenrechte (IGFM). Wegen ih-
res Einsatzes für Frauenrechte und 
gegen den Kopftuchzwang im Iran 
wurde sie 2018 zu einer Haftstrafe 
von 33 Jahren und 148 Peitschen-
hieben verurteilt.

Nasrin Sotoudeh hat sich nie vom 
iranischen Regime einschüchtern 
lassen – weder durch Drohungen, 
Verhaftungen oder Misshandlungen. 
Zudem hat sie als Rechtsanwältin 
Menschen vertreten, die von der 
Führung der Islamischen Republik 
seit Jahren unterdrückt werden – 
Frauen, Menschenrechtsaktivisten 
und Angehörige von Minderheiten. 
Sie sprach sich öffentlich gegen den 
Kopftuchzwang aus.

Im August und September 2020 be-
fand sie sich für 46 Tage im Hunger-
streik, um das öffentliche Interesse 
erneut auf das Schicksal der politi-
schen Gefangenen im Iran und de-
ren Haftbedingungen während der 
Coronavirus-Pandemie zu lenken.

Am 7. November 2020 wurde Nasrin 
aus medizinischen Gründen in einen 
Hafturlaub entlassen. Seit dem 2. 
Dezember 2020 ist sie allerdings 
wieder in Haft.

Am 13. November 2020 rief die 
IGFM gemeinsam mit einem Helfer-
kreis aus Frankfurt und Umgebung 
in der „Frankfurter Rundschau“ zur 
Unterstützung von Nasrin Sotoudeh 
auf. Über 100 Abgeordnete, Enter-
tainer, Künstler, Menschenrechtsver-
teidiger, Schriftsteller, Wissenschaft-
ler und Freunde Nasrins folgten dem 
Aufruf der IGFM und forderten in der 
ganzseitigen Anzeige Nasrins end-
gültige Freilassung. Zu den Unter-
zeichnern gehörten die Nobelpreis-
trägerinnen Shirin Ebadi (Iran) und 
Herta Müller (Deutschland).

Während ihres Hungerstreiks zeich-
nete der Deutsche Richterbund 
Nasrin Sotoudeh auf Vorschlag der 
IGFM im September 2020 mit dem 
Menschenrechtspreis 2020 aus. Aus 
diesem Anlass wurden die IGFM und 
der Deutsche Richterbund von Bun-
despräsident Frank Walter Steinmei-
er empfangen.

Nahost-Referent Khalil Al-Rasho  
berichtet über die humanitäre Hilfe im  

Irak und in Syrien

IGFM-Vorsitzender Edgar Lamm bei der 
Herbsttagung in Frankfurt

Empfang bei Bundespräsident Frank Walter Steinmeier
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Pakistan

In Pakistan sind nur 2 % der Ein-
wohner Christen. Aber diese Min-
derheit wird konsequent verfolgt und 

benachteiligt. Es kommt immer wie-
der zu konstruierten Anklagen auf-
grund der Blasphemie-Paragraphen 
im Strafgesetzbuch.

Auch kommt es regelmäßig zu 
Zwangsübertritten zum Islam. Dabei 
wird die soziale Lage der Christen 
schamlos ausgenutzt. 

Im Zuge des Lockdowns durch die 
Corona-Pandemie werden viele 
Christen gegenüber ihren muslimi-
schen Kollegen benachteiligt und 
haben ihre Arbeit verloren. Diejeni-
gen, die in der Schuld ihrer Arbeit-
geber stehen und als Tagelöhner mit 
ihrer gesamten Familie ein sklaven-
ähnliches Leben fristen, hungern 
und wissen nicht weiter. Rund die 
Hälfte von Ihnen lebt unterhalb der 
Armutsgrenze. 

Diese finanzielle Notlage nutzen 
muslimische Organisationen aus. 
Sie versprechen den Familien die 
Versorgung mit Nahrungsmitteln, 
wenn sie zum Islam konvertieren. 
Teilweise geht die Verzweiflung der 
Menschen sogar so weit, dass El-
tern ihre Kinder, insbesondere ihre 
Töchter, für nur einen Monatslohn an 
wohlhabende Muslime verkaufen, 
um sie – dann zum Islam konvertiert 
– versorgt zu wissen.

Wir helfen seit Jahren über unsere 
pakistanische Partnerorganisation 
„Voice“, die von Rechtsanwältin An-
eeqa Anthony geleitet wird.

Auf diesem Wege fördern wir auch 
das Patenschaftsprojekt für Schü-

lerinnen und Schüler der bedrohten 
christlichen Minderheit, den Rechts-
beistand für Blasphemie-Angeklagte 
und –Inhaftierte, die humanitäre Hil-
fe für versteckte Familien sowie die 

ärztliche Hilfe für Opfer des islamis-
tischen Terrors.

Religionsfreiheit /  
Christenverfolgung

Bei diesem Thema handelt es sich 
um eine bereits erwähnte Quer-
schnittsaufgabe, die wir bei meh-
reren Ländern und Regionen wahr-
nehmen. So z. B. Ägypten, Nigeria, 
Türkei, China, Pakistan, Iran.

Im Juli 2020 haben wir Stellung be-
zogen zur Umwandlung der welt-

berühmten Istanbuler Hagia Sophia 
von einem Museum in eine Mo-
schee. Wir sehen darin einen Sieg 
islamistischer Kreise in der Türkei.

Unsere Arbeitsgruppe Hamburg hat 
bei der traditionell zur Adventszeit 
veranstalteten Lichterkette gegen 
folgende Unrechtsurteile gegen 
Christen protestiert:

• Haftstrafe von 10 Jahren für Pas-
tor Youcef Nadarkhani und drei 
Pastoren-Kollegen wegen Ver-
breitung christlichen Gedanken-
guts im Iran

• 80 Peitschenhiebe wegen kleiner 
Alkoholmengen beim Abendmahl 
für die iranischen Pastoren Mo-
hammad Reza Omidi, Saheb Fa-
daei und Yasser Mossayebzadeh

• Todesstrafe für die Studenten 
Sunny Waqas und Asif Pervaiz in 
Pakistan wegen Verteidigung des 
christlichen Glaubens als angeb-
liche Blasphemie

• Zwangsurteil, das die entführte 
14-jährige Christin Maira Shabaz 
ihrem 44-jährigen islamistischen 
Vergewaltiger mit Recht auf Fort-
setzung der Vergewaltigung zu-
spricht

Seit vielen Jahren ruft die IGFM 
zusammen mit der evangelischen 
Nachrichtenagentur IDEA den Ge-
fangenen des Monats aus und bittet 
die Leser, sich für ihn einzusetzen.

Hilfslieferungen für „Voice“ in Pakistan

Gefangene des Monats 2020

Name Land Monat Verhaftet

Qin Defu China Januar 2020 09.12.2018

Rami Kamil Ägypten Februar 2020 23.11.2019

Mary Fatemeh  
Mohammadi

Iran März 2020 12.01.2020

Bischof Augustinus Cui Tai China März 2020 28.03.2019

Pastor A Dao Vietnam April 2020 August 2016

Sunny Waqas Pakistan Mai 2020 29.06.2019

Pastor Kim Kuk-gi Nordkorea Juni 2020 Dezember 2014

Pastor Keshab Acharya Nepal Juli 2020 23.03.2020

Kibreab Tekie, Tewelde  
Gebremedhin, Kidanemariam 
Tekeste

Eritrea August 2020 13.06.2019

Gebretensae Tewoldemedhin, 
Gebretensai Zemichael

Eritrea August 2020 13.06.2019

Joseph Shahbazian Iran September 2020 30.06.2020

Zhang Wen Shi  
(Jang Moon Seok)

Nordkorea Oktober 2020 November 2014

Asif Pervaiz Pakistan November 2020 2013

Pater Stan Lourdusamy  
(Swamy)

Indien Dezember 2020 08.10.2020
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Regelmäßig geben wir unter der 
Redaktion von Michaela Koller den 
Informationsdienst „Religionsfreiheit 
im Fokus“ heraus.

Unser Arbeitsausschuss „Religions-
freiheit“ pflegt eine eigene Home-
page 

https://www.religionsfreiheit-igfm.
info/

die ich sehr zur Lektüre empfehle.

Osteuropa

Ein weiterer Schwerpunkt unserer 
humanitären Hilfe war auch 2020 
Osteuropa. Hier sind die Arbeits-
gruppen Wittlich und Fulda seit 
Jahrzehnten besonders engagiert.

Die AG Wittlich mit ihrer Gründerin 
und Leiterin Katrin Bornmüller feier-
te voriges Jahr ihr 40-jähriges Jubi-
läum. 

Die Gruppe hat 60 Männer und Frau-
en als Hilfskräfte für die Organisation 
und Ladung der Hilfstransporte. So 
konnten 15 Transporte nach Osteu-
ropa auf den Weg gebracht werden:

• 4 Transporte nach Lettland zur
IGFM-Sektion unter Leitung von
Roberts Lazda

• 4 Transporte nach Litauen zur
IGFM-Sektion unter Leitung von
Jurgita Samoskiene

• 4 Transporte nach Kroatien zum
Verein 8+ in Vinkovci

• 3 Transporte nach Bosnien Her-
zegowina zum Verein Merhamet

Außerdem besuchte Katrin Born-
müller unsere albanische Sektion 

mit Prof. Dr. Margarita Kola an der 
Spitze.

Die Arbeitsgruppe Fulda unter der 
Leitung von Gunter Goebel konnte 
im Rahmen der Schulpatenschaften 
mit Rumänien 40 Schultische und 
über 100 Schulstühle an die Schu-
le Unirea überbringen. Ebenso zwei 
Tischtennisplatten. Ein Computer-
raum im Pfarrzentrum von Pastor 
Daniel Buzatu in Braila wurde mit 
15 PCs und Monitoren ausgestat-
tet, damit benachteiligte Menschen 
durch Computerkurse die Chan-
ce auf soziale Teilhabe erhalten. 80 
Fahrräder wurden verschickt und 
mehr als 1500 Paar Schuhe an be-
dürftige Familien verteilt.

Aufmerksam verfolgen wir die De-
monstrationen der Exil-Russen und 
Exil-Belarussen in Berlin. Vorstands-

mitglied Michael Leh hat dort mehr-
fach für die IGFM gesprochen.

ÖPR –  
Östliche Partnerschaft 

und Russland

„Erzähl mir etwas über den Krieg“

Unter diesem Motto konnten wir ein 
umfangreiches Projekt mit Hilfe des 
Auswärtigen Amtes durchführen.

Teilnehmer waren Weltkriegsvetera-
nen aus 

Ukraine, Moldawien, Weißrussland, 
Armenien, Georgien, Aserbaidschan 
und Russland.

75 Jahre nach Ende des 2. Welt-

IGFM Wittlich: Laden eines Hilfstransports unter Corona-Bedingungen

IGFM Fulda: Schulranzenspende für Rumänien
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kriegs wurden 2020 bei vielen Gele-
genheiten Ursachen und Folgen des 
Krieges mit Politikern, Historikern 
und Zeitzeugen diskutiert. Kriegs-
opfer und Kriegsteilnehmer aus Ge-
bieten der ehemaligen Sowjetunion 
kamen dabei allerdings selten oder 
gar nicht zu Wort. Das war uns als 
Internationale Gesellschaft für Men-
schenrechte zu wenig. 

Der Auftrag des Projektes unter Lei-
tung von Dr. Carmen Krusch lautete 
daher: Erstellung eines gemeinsa-
mes Films unserer östlichen Sektio-
nen zum Thema „Erzähl mir etwas 
vom Krieg“ sowie Aufzeichnung von 
Interviews mit Menschen, die den 
Zweiten Weltkrieg noch erlebt ha-
ben.

Heraus gekommen ist ein zu Her-
zen gehendes Filmdokument, das 

im besten Sinne friedensfördernd ist 
und der Völkerverständigung dient.

Alle Beiträge sind im Original und mit 
Übersetzung auf unserer Webseite 

„humanrights-online.org“ zu finden.
Ein solches Projekt hätten wir ohne 
unsere Sektionen in der Ukraine, in 
Moldawien, Weißrussland, Arme-
nien, Georgien, Aserbaidschan und 
Russland nicht realisieren können. 
Ihnen gebührt unser besonderer 
Dank. 

Und wir danken dem Auswärtigen 
Amt für die erneute finanzielle Unter-
stützung. 

Leider wurden wir im vorigen Jahr 
Zeuge einer bewaffneten Auseinan-
dersetzung zwischen Armenien und 
Aserbaidschan. 

Die IGFM ist in beiden Staaten seit 
fast 30 Jahren mit eigenen Sektio-
nen vertreten und führt Projekte zur 
Stärkung der Zivilgesellschaft durch. 
Gerade deshalb bedauern wir die-
sen Konflikt. 

Scharf haben wir die Einmischung 
des türkischen Präsidenten Erdo-
gan kritisiert, der das mehrheit-
lich islamische Aserbaidschan 
gegen das mehrheitlich christliche 
Armenien militärisch unterstützt hat. 

Erdogan sollte sich an die Geschich-
te erinnern. 1915 beging das dama-
lige Osmanische Reich den Völker-
mord an den Armeniern. Die Türkei 
ist in diesem Konflikt kein neutraler 
Vermittler sondern gießt Öl ins Feuer.

Ukraine

Neben dem ÖPR-Projekt haben wir 
ein weiteres Projekt in der Ukraine 
durchgeführt unter dem Titel 

„Stärkung des Rechtsstaates in der 
Ukraine“.

Bücherspende Litauen

Demo von Belorussen in Berlin

IGFM-Konferenz in Kiew, Ukraine
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Projektziele sind:

• Monitoring der Justizreform
• Fachliche Unterstützung der 

Justizreform
• Intensivierung der Zusammen-

arbeit zwischen Gesetzgebung, 
Exekutive und Justiz zur Verwirk-
lichung des EU-Assoziierungs-
abkommens

• Einbeziehung der Zivilgesellschaft

Ungeachtet der Existenz eines 
Rechtssystems, das dem westlichen 
Standard angelehnt ist, nutzen die 
Machteliten in der Ukraine häufig 
Gesetzgebung, Rechtsprechung und 
Exekutive zur Durchsetzung ihrer ei-
genen Interessen. Korruption inner-
halb der Justiz ist weit verbreitet.

Die Ukraine ist ein spannungsgela-
denes und wirtschaftlich danieder-
liegendes Land. Der von Russland 
befeuerte Krieg in der Ostukraine 
belastet zusätzlich. Umso wichtiger 
ist es, einen sicheren und unabhän-
gigen Rechtsstaat aufzubauen.

Es handelt sich um ein Monitoring-
projekt, d.h. es werden Gerichts-
verhandlungen beobachtet, ausge-
wertet und dokumentiert. Bis jetzt 
wurden auf diese Weise etwa 250 
Gerichtsverhandlungen verfolgt. Das 
Projekt hat Modellcharakter. Künftig 
ist eine Ausweitung auf Armenien 
und Moldawien geplant. 

Wir danken dem Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (BMZ) für die groß-
zügige Förderung dieses Projekts, 

das wir mit Hilfe unserer ukraini-
schen Sektion durchführen.

SED-Diktatur – 
Zwangsarbeit

Die Aufarbeitung der SED-Diktatur 
gehört zu unseren ständigen Auf-
gaben. Dies hängt nicht zuletzt mit 
unserer eigenen Vergangenheit als 
IGFM zusammen. In den 1970er und 
1980er Jahren waren die Menschen-
rechtsverletzungen in der DDR einer 
unserer Arbeitsschwerpunkte. Zu ei-
ner Zeit, als sich nur wenige mit dem 
Thema beschäftigten. Die kritische 
Erinnerung an die kommunistischen 
Diktaturen ist auch deshalb von Nö-
ten, weil 30 Jahre nach dem Fall der 
Mauer längst die Verharmlosung und 
Verklärung eingesetzt hat.

Wir haben im September 2020 ein 
Tribunal zum Thema „Zwangsarbeit 

in politischer DDR-Haft“ in Cottbus 
durchgeführt. Dies war eine Koope-
rationsveranstaltung mit der Union 
der Opferverbände Kommunisti-
scher Gewaltherrschaft (UOKG) und 
dem Menschenrechtszentrum Cott-
bus, gefördert durch die Beauftragte 
der Bundesregierung für Kultur und 
Medien. Karl Hafen hat uns bei dem 
Tribunal vertreten.

Zwangsarbeit in politischer DDR-
Haft hat es immer gegeben. Sie war 
menschenverachtend und völker-
rechtswidrig.

Das Tribunal kam zu dem Ergebnis, 
dass der DDR-Strafvollzug einer der 
größten Arbeitgeber innerhalb der 
staatlichen Planwirtschaft der DDR 
war. Hierzu unterhielt die DDR ein 
flächendeckendes Netz von Arbeits-
einsatzbetrieben, in denen die ver-
schiedensten DDR-Betriebe unter 
Ausnutzung der Arbeitspflicht der 
Häftlinge für ihre Zwecke produzie-
ren ließen.

Die DDR hat damit gegen alle interna-
tionalen Vereinbarungen der Verein-
ten Nationen und der Internationalen 
Arbeitsorganisation zur Zurückdrän-
gung und Ächtung der Zwangsarbeit 
verstoßen und nicht einmal die Min-
destgrundsätze der Vereinten Natio-
nen zur Behandlung von Gefangenen 
beachtet, obwohl sie diesen Abkom-
men beigetreten war.

Viele Westunternehmen haben von 
der Zwangsarbeit profitiert, weil sie 
dadurch billige DDR-Waren impor-
tieren konnten. Das einzige West-
unternehmen, das dies heute zu-
gibt, ist übrigens IKEA. IKEA hat sich 
auch bereiterklärt, sich an einem 
Entschädigungsfond für ehemalige 
Zwangsarbeiter zu beteiligen.

Anton Alekseyev, Geschäftsführer der  
IGFM-Sektion Ukraine

Tribunal Zwangsarbeit in der DDR

Ukraine Report
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Stasi-Aktion „Natter“ gegen die IGFM

2020 wurde vielerorts an den 30. 
Jahrestag der Wiedervereinigung 
erinnert. Die IGFM hat es auch nach 
der Wiedervereinigung als eine ihrer 
Aufgaben angesehen, über die Ma-
chenschaften der untergegangenen 
SED-Diktatur aufzuklären. Zumal die 
IGFM selbst Gegenstand zahlrei-
cher „operativer Maßnahmen“ der 
Stasi war. Für Stasi-Minister Erich 
Mielke war die IGFM eine „Feindor-
ganisation“. 

Nach 1990 erhielten wir weitgehen-
den Zugang zu den uns betreffenden 
Stasi-Akten. Dort ist nachzulesen, 
dass für “offensive Maßnahmen zur 
Störung, Verunsicherung, Lähmung 

bis zur Liquidierung feindlicher Kräf-
te im Operationsgebiet bzw. im In-
nern der DDR” Operationspläne an-
gelegt wurden, die durch Agenten 
(IM) zu erfüllen waren. In “Zentralen 
Operativen Vorgängen” (ZOV) wur-
den “Aktionen” in allen Einzelheiten 
festgelegt.

Dementsprechend wurden ge-
fälschte Briefe und Pressemittei-
lungen im Namen von Vorstands-
mitgliedern verschickt, Gerüchte 
und Lügen verbreitet, Zeitabläufe 
bewusst verkürzt oder falsch darge-
stellt, um die IGFM in ein schlechtes 
Licht zu rücken und ihre Arbeit zu 
diskreditieren. Seit etwa 1984 wur-

de versucht, die IGFM gezielt in eine 
rechtsextreme Ecke zu drängen, die 
zudem angeblich mit Geheimdiens-
ten zusammenarbeite und Diktatu-
ren unterstütze.

1989 arbeiteten über 30 Stasi-Offi-
ziere an der “Zersetzung” der für sie 
unbequemen IGFM.

Wir haben es überlebt – die Stasi 
nicht. Gleichwohl finden sich auch 
heute noch Reste von Desinformati-
onskampagnen der Stasi im Internet. 

Wir dokumentieren nachfolgend 
einen Auszug aus der Stasi-Aktion 
„Natter“ gegen die IGFM:

Datum Vorhaben Absicht (zitiert aus „Natter“) verantwortlich Kommentar

08.10.1980 Störung der Aktivitäten 
bei der KSZE-Folge-
konferenz in 
Madrid 1980/81

 − die Arbeitsweise der Zentrale der 
„GfM“ ... bei Rechtskräften und der 
Bundesregierung zu diskreditieren

 − bestehende Widersprüche innerhalb 
des Führungskerns der Feindzentrale 
der „GfM“ zu beleben und Auseinan-
dersetzungen zur organisatorischen 
Instabilität der Arbeitsgruppen der 
„GfM“ ... zu erzeugen

 − ... die Zentrale der “GfM“ in eine 
„Verteidigungs- bzw. Rechtferti-
gungsposition“ zu bringen.

Dr. Neiber, 
Generalmajor, 
Stellvertreter 
des Ministers 

Erstellung der vorgeschla-
genen Flugblätter nicht 
verwirklicht.

Gefälschtes Rundschrei-
ben an Presse und andere 
mit Hinweis auf Umzug 
der Beschwerdestelle aus 
finanziellen Gründen. Die 
dort angegebene Adresse 
entpuppte sich als Adres-
se eines Bordells

20.11.1980 Störung der Aufde-
ckung von Zwangsad-
optionen

Mit dem Ziel, ... die „GfM“ mit dieser 
Maßnahme beim „Bundesminister für 
innerdeutsche Beziehungen“ Egon 
Franke“ und bei der „Ständigen Vertre-
tung der BRD in der DDR“ zu diskredi-
tieren und zu verunsichern.

Spange, 
Oberst
Stellvertreter 
des Leiters der 
Hauptabtei-
lung VII

Aktion verwirklicht;
der leibliche von der 
Mutter geschiedene 
Vater schreibt demnach 
einen Brief an Franke, in 
dem er belegt, dass die 
Zwangsadoption im Fall 
„Marco Fichtner“ keine 
politischen Gründe hatte. 
(Mutter blieb bei gegen-
teiliger Behauptung)

26.11.1980 DDR-Fallbetreuung soll 
diskreditiert werden

Mit dem Ziel, ... die „GfM“ mit dieser 
Maßnahme beim „Bundesminister für 
Innerdeutsche Beziehungen“ Egon 
Franke zu diskreditieren und zu ver-
unsichern, ...

Spange, 
Oberst
Stellvertreter 
des Leiters der 
Hauptabtei-
lung VII

Aktion verwirklicht;
Frau Renate Burmeister 
schreibt einen Brief an 
Franke und verwahrt sich 
gegen die Aktionen, die 
ihr geschiedener Ehe-
mann mit der GfM für ihre 
Ausreise und ihre Kinder 
unternimmt.
Burmeister und Krüger 
waren zwangsgeschieden 
worden, während Krüger 
in Haft saß. Frau Burmeis-
ter wusste von dem Brief 
der Stasi nichts. 

03.11.1982 Fälschung von 
IGFM-Briefbögen für 
zukünftige mit ge-
fälschter Unterschrift 
gefälschte Schreiben 
der IGFM

Im Zusammenhang mit der zielstrebi-
gen Bekämpfung dieser Feindorgani-
sation benötigen wir zur rechtzeitigen 
Vorbereitung geeigneter operativer 
Maßnahmen zur vorbeugenden Ver-
hinderung geplanter subversiver 
Aktivitäten und Provokationen dringend 
150 neue Original-Kopfbögen (siehe 
Anlage). 

Spange, 
Oberst

verwirklicht;
mehrere Fälschungen mit 
der ebenfalls gefälschten 
Unterschrift von Vor-
standsmitgliedern sollen 
Verwirrung stiften. 
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Datum Vorhaben Absicht (zitiert aus „Natter“) verantwortlich Kommentar

21.02.1984 a) Gefälschter Brief
mit gefälschter
Unterschrift des
Geschäftsführers
Iwan Agrusow mit
angeblicher Stand-
ortbestimmung und
Angriffen auf die
Bundesregierung

b) Grünen wird anonym
ein „interner Ak-
tionsplan der IGFM“
zugespielt

c) ein fiktiver „Kreis
junger IGFM-Mit-
glieder“ mit der
gefälschten Unter-
schrift eines Mit-
gliedes stellt sich mit
rechten und nationa-
listischen Positionen
vor.

Zur weiteren Bekämpfung der IGFM ... 
wird vorgeschlagen, ... die IGFM in der 
Öffentlichkeit der BRD und Westberlins 
weiterhin als eine Einrichtung zu diskri-
minieren, die für die Bundesregierung 
und die westdeutsche Bevölkerung 
eine Belastung darstellt, sie in Wider-
sprüche zur gegenwärtigen Politik der 
Bundesregierung und der CDU/CSU zu 
bringen sowie als eine Organisation zu 
charakterisieren, die rechte und natio-
nalistische Positionen im Rahmen ihrer 
feindlichen Aktivitäten vertritt.

Wagenbreth, 
Oberst
Niebling, 
Oberst
Leiter ZKG
Bestätigt
Neiber, Gene-
ralmajor

Aktion realisiert; mit Notiz 
vom 16.4.1984 beschreibt 
Oberstleutnant Ullmann 
erste Reaktionen während 
der Jahresversamm-
lung der IGFM; IM „Rudi 
Müller“ protokolliert am 
4.5.1984, dass Störver-
such erkannt worden war.

05.02.1985 Gefälschter Brief auf 
Briefkopf von Göhl 
und Dr. Rothenbächer. 
Es wird die die IGFM 
lächerlich machende 
Forderung erhoben, 
die Bundesregierung 
solle der IGFM „Zu-
gang zu den Informa-
tionen aller Dienst-
stellen“ ermöglichen. 
In einer gefälschten 
Pressemitteilung wird 
die Bekanntgabe von 
Journalisten verlangt, 
über deren Zulassung 
zur Jahresversamm-
lung die Mitglieder 
entscheiden sollen. 

Zur weiteren Bekämpfung der IGFM 
... wird in Abstimmung mit der ZKG/5 
vorgeschlagen, ... Maßnahmen mit der 
Zielstellung durchzuführen, Unruhe und 
Unsicherheit sowie Differenzen unter 
den IGFM-Mitgliedern und ihren För-
derern zu erzeugen sowie die ohnehin 
vorhandenen Spannungen im Verhält-
nis der IGFM zur Bundesregierung zu 
vertiefen.
Aus der gefälschten Pressemitteilung:
.. Um eine umfassende, faire und 
sachliche Information der Medien über 
unsere diesjährige Jahrestagung zu 
sichern, möchten wir die bitten, uns 
vorab die Namen der Korrespondenten 
mitzuteilen, die Sie zu unserer Tagung 
entsenden wollen. Wir behalten uns 
vor, über die Zulassung der Journalis-
ten selbst zu entscheiden. ... , daß wir 
leider Fotokorrespondenten von der 
Tagung ausschließen und ein generel-
les Fotografierverbot erlassen müssen.

Wagenbreth, 
Oberst
Niebling,
Generalmajor

Aktion realisiert; 
Starke Verärgerung bei 
der Presse

23.09.1985 lancierte Falschinfor-
mationen an ARD-Sen-
dung „Kontraste“ 
und Zeitschriften mit 
Textvorlage wegen 
Zwangsadoptionsfäl-
len. Eltern werden als 
Kriminelle dargestellt; 
IGFM als uninformiert 
und als Entspannungs-
störer

Fortsetzung der offensiven Maßnahmen 
gegen die Feindorganisation „Interna-
tionale Gesellschaft für Menschenrech-
te“ (IGFM).
Die erneuten Versuche der „IGfM“ im 
Zusammenspiel mit bestimmten Mas-
senmedien der BRD und Westberlins, 
wie die Bestrebungen zur Initiierung 
einer Gegendarstellung zur Sendung 
„Kontraste“ ... sind beweiskräftig weiter 
zur Entlarvung und Diskreditierung der 
„IGf““ in Form einer Presselancierung 
durch die HVA zu nutzen.

unbekannt Aktion realisiert;
Schwere Angriffe auf 
IGFM von diverser Presse 

02.10.1985 Fälschung einer „Öf-
fentlichen Stellungnah-
me“ von ehemaligen 
IGFM-Mitgliedern auf 
älterem IGFM-Brief-
papier mit Zitaten aus 
früheren gefälschten 
Aktionen gerichtet an 
zahlreiche Politiker und 
Presse

Zur weiteren Bekämpfung der IGFM 
.. wird in Abstimmung mit der ZGK/5 
vorgeschlagen, durch den Versand 
einer fiktiven „Öffentlichen Stellung-
nahme von Mitgliedern und ehemaligen 
Mitgliedern der IGFM Unruhe und Un-
sicherheit sowie Differenzen unter den 
IGFM-Mitgliedern und ihren Förderern 
zu erzeugen sowie beträchtliche Span-

Wagenbreth, 
Oberst
Niebling, Ge-
neralmajor

Aktion realisiert; von Mit-
gliedern erkannt.

In diversen Publikatio-
nen aber als wahr zitiert 
und schlechte Presse für 
IGFM.
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Datum Vorhaben Absicht (zitiert aus „Natter“) verantwortlich Kommentar

nungen zwischen IGFM und Bundes-
regierung zu vertiefen.
...
In der fiktiven Stellungnahme wer-
den auch solche Fakten aufgeführt, 
die als aktive Maßnahmen gegen die 
IGFM lanciert wurden, ohne daß sie 
als solche erkannt wurden. Von der 
Anlage des Materials her wird es der 
IGFM-Zentrale nicht möglich sein, ihre 
selbst durchgeführten Aktionen von 
den fiktiven zu unterscheiden und eine 
entsprechende Begründung zu finden.

30.04.1986 Vorbereitung eines 
Fernsehbeitrages mit 
dem SFB, nach dem 
die Aktivitäten der 
IGFM den betroffenen 
DDR-Bürgern schaden.

In der Realisierung der in der Beratung 
am 16. April 1986 erarbeiteten und 
festgelegten Hauptrichtungen zum 
Vorgehen gegen die IGFM zur weiteren 
Entlarvung ihrer subversiven Aktivi-
täten zur Einmischung in die inneren 
Angelegenheiten der DDR ..., wurden 
die als Anlage beigefügten Materialien 
erarbeitet.
Anlage 1
Neutraler Sachverhalt zu den Fällen 
(geschwärzt) die für das Vorhaben des 
SFB, einen erneuten Sendebeitrag 
gegen die „IGfM“ zu produzieren, an-
geboten werden könnten. 

Ullmann, 
Oberstleutnant

Aktion realisiert;
Betroffenheit unter den 
Mitgliedern, Richtig-
stellungsforderung von 
diversen Presseorganen 

27.04.1987 Gefälschter Brief der 
IGFM mit gefälschter 
Unterschrift Agrusow 
an Presse, sich über 
die Angriffe der Jahres-
versammlung und die 
Berichterstattung der 
Presse zu beschweren

Es wird vorgeschlagen, beiliegenden 
Brief der Internationalen Gesellschaft 
für Menschenrechte (IGFM) ... versehen 
mit einem fiktiven Anschreiben (Anlage 
1) an westdeutsche und Westberliner 
Medien sowie entsprechende Medien-
organisationen (Anlage 2) mit der Ziel-
setzung zu versenden, weitere Diffe-
renzen zwischen der IGFM und diesen 
zu schüren und damit die Aktivitäten 
der sog. Menschenrechtsorganisation 
zu beeinträchtigen. Die Maßnahme 
wurde mit dem ZKG/5 abgestimmt. Die 
Freunde werden über die Maßnahme 
informiert.

Wagenbreth, 
Oberst

Aktion realisiert;
Reaktionen gering

30.04.1987 Schaffung einer 
Splitterorganisation 
„Vereinigung für Men-
schenrechte“

Durch verschiedene auf den o.g. Sach-
verhalt eingehende fiktive Materialien 
soll der Anschein erweckt werden, 
dass sich Göhl/Rothenbächer bzw. 
der AA DDR von der IGFM trennt...
Durch eine solche a.M. könnte erreicht 
werden, dass erstens Unsicherheit in 
und Zweifel an der Tätigkeit der IGFM 
geschürt werden und zweitens sich 
eine tatsächliche Trennung innerhalb 
der IGFM vollziehen könnte.

Nothing, 
Oberst

Versuch gescheitert; 
mehrere kurz zuvor in 
die IGFM eingetretene 
Mitglieder versuchten die 
Mitgliederversammlung 
zu instrumentalisieren. Da 
sie aber keinen Beitrag 
bezahlt hatten, waren 
sie nicht stimmberech-
tigt. Wenige Tage nach 
der Jahresversammlung 
traten sie aus.

19.10.1987 weiterer Versuch zur 
Initiierung der VfM; 
Ankündigung mit ge-
fälschter Unterschrift, 
dass sich der AA-DDR 
von der IGFM trennt

Ziel der vorliegenden Maßnahme ist 
es, Konflikte innerhalb und außerhalb 
der IGFM zu schüren, die Tätigkeit der 
gesamten Organisation unglaubwür-
dig zu machen und entsprechend der 
erfolgten Reaktionen Möglichkeiten für 
Weiterungen zu schaffen. ... Empfänger 
des Materials sind Vertreter des Aus-
wärtigen Amtes, des BMiB sowie CDU/
CSU-Bundestagsabgeordnete, einzelne 
IGFM-Arbeitsgruppen und ausgewählte 
Medien-Objekte des OG (Anlage 2)

Wagenbreth, 
Oberst
Fischer,
Oberst
Ulmann, 
Oberst

Aktion realisiert;
Presseberichte, sonst 
keine nennenswerten 
Auswirkungen
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China

An China – der zur Zeit expansivsten 
Diktatur der Welt – gab es im Laufe 
eines Berichtsjahres vieles zu kriti-
sieren.

Der eine oder andere mag inzwi-
schen der Meinung sein, dass das 
in Peking ohnehin niemanden beein-
druckt. Wir können aber sehr wohl 
deutsche Einrichtungen anklagen, 
die sich zum Handlanger Chinas 
machen. Das tun wir auch.

Ich meine konkret die Konfuzius-In-
stitute. Dabei handelt es sich um 
staatliche chinesische Propagan-

da-Einrichtungen. Es sind keine un-
abhängigen Bildungs- oder Kultur-
einrichtungen, sondern sie fungieren 
als politische Außenstellen der kom-
munistischen Partei. Sie vermitteln 
ein geschöntes Bild der Volksrepu-
blik China im Ausland. Es sind Tro-
janische Pferde der Volksrepublik 
China. Es handelt sich keinesfalls 
um eine chinesische Variante der 
Goethe-Institute.

In Deutschland gibt es aktuell 19 
Konfuzius-Institute, wie jeder im 
Internet recherchieren kann. Sie 
werden meistens in Kooperation mit 
deutschen Universitäten betrieben. 
Das genau kritisieren wir. 

Beispiele sind die

Universitäten Berlin, Bonn, Duis-
burg-Essen, Erfurt, Frankfurt, Frei-
burg, Göttingen, Heidelberg und Trier. 

In all diesen Fällen firmieren die Ins-
titute wie folgt: Konfuzius-Institut an 
der Universität XY. Und es wird das 
Logo der Universität verwandt.

Positiv hervorzuheben ist, dass die 
Universitäten Düsseldorf und Ham-
burg 2020 ihre Zusammenarbeit mit 
den Konfuzius-Instituten „wegen 
Propagandaverdacht“ beendet ha-
ben.

Wir fordern die anderen deutschen 
Universitäten auf, das gleiche zu tun.

Kuba
„Die schlimmste Pandemie in Kuba 
ist der Kommunismus“, erklärte uns 
der kubanische Schriftsteller Jorge 
Angel Pérez bei einem Besuch in 
Havanna. Er bezog sich damit auf 
die katastrophale Versorgungslage 
auf der Insel. Sie ist noch katastro-
phaler als sonst, weil die Einnahmen 
aus dem Tourismus wegfallen.

Über 60 Jahre nach der kommunis-
tischen Machtergreifung muss man 
immer noch stundenlang für Lebens-
mittel anstehen. Dafür, dass Kuba 
überhaupt 80% der Lebensmittel 
importieren muss, ist die Misswirt-
schaft des Regimes verantwortlich.

Wir haben unsere Besuche bei poli-
tisch Verfolgten und deren Angehö-
rigen auch 2020 fortgesetzt, um uns 
aus erster Hand zu informieren. Da-
bei haben wir im Rahmen der huma-
nitären Hilfe u. a. Medikamente und 
kleine technische Geräte überbracht. 

Uns sind 138 politische Gefangene 
in Kuba bekannt. Das ist wohlge-
merkt nur die Zahl der namentlich 
bekannten Häftlinge. Die wahre Zahl 
liegt um einiges höher.

Nicaragua
In Nicaragua fiel uns im Berichts-
zeitraum eine Merkwürdigkeit auf: 
Unsere Sektion berichtete uns von 
einem „Ley Putin“ („Putin-Gesetz“). 

Was war geschehen? 

Die Regierung Nicaraguas hatte ei-
nen Entwurf für ein „Gesetz zur Re-

Politische Patenschaften
Seit Jahren laden wir Abgeordnete von CDU, CSU, SPD, Grüne und FDP 
ein, eine Patenschaft für politische Gefangene zu übernehmen. Mit der 
Übernahme einer Patenschaft verpflichten sich die Abgeordneten, aktiv 
für die Freilassung „ihrer“ politischen Häftlinge einzutreten. Über 100 Par-
lamentarier beteiligen sich zur Zeit an diesem Programm. Dafür gebührt 
ihnen unser besonderer Dank.

Nachfolgend sehen Sie eine Auswahl am Beispiel politischer Gefangener 
im Iran:

Omid Nouripour (MdB, Grüne) für Nasrin Sotoudeh
Frank Heinrich (MdB, CDU)  für Atena Daemi 
Katy Walther (MdL, Grüne)  für Nazanin Zaghari-Ratcliffe
Michael Bloss (MdEP, Grüne)  für Houman Jokar 
Henrike Hahn (MdEP, Grüne)  für Taher, Ghadirian 
Thomas Heilmann (MdB, CDU)   für Leila Hosseinzadeh 
Thomas Rachel (MdB, CDU)  für Leila Hosseinzadeh 
Kai Gehring (MdB, Grüne)  für Houman Jokar 
Nadine Gersberg (MdL, SPD)  für Monireh Arabshahi 
Dietmar Köster (MdEP, SPD)  für Yasaman Aryani 
Hildegard Bentele (MdEP, CDU)   für Leila Hosseinzadeh
Vanessa Gronemann (MdL, Grüne) für Houman Jokar 
Michael Brand (MdB, CDU)  für Fatemeh Mary Mohammadi 
Dagmar Schmidt (MdB, SPD)  für Yasaman Aryani
Serpil Midyatli (MdL, SPD) für Mojgan Keshavarz 
Serpil Midyatli (MdL, SPD) für Monireh Arabshahi 
Serpil Midyatli (MdL, SPD) für Yasaman Aryani 
Swen Schulz (MdB, SPD)  für Mohammad Nazari 
Michael Bloss (MdEP, Grüne)  für Rezvaneh Ahmad Khan Beigi 
Canan Bayram (MdB, Grüne)  für Rezvaneh Ahmad Khan Beigi 
Dennis Radtke (MdEP, CDU)  für Zeynab Jalalian 
Claudia Schlottmann (MdL, CDU)  für Zeynab Jalalian 
Dr. Franziska Brantner (MdB, Grüne) für Sepideh Kashani 
Carsten Brodesser (MbB, CDU)   für Mohammad Hossein Sepehri 
Hanka Kliese (MdL, SPD)  für Amir Hossein Moradi
Dennys Bornhöft (MdL, FDP)  für Abdul Razool Mortazavi
Lisa Badum (MdB, Grüne)  für Saeed Tamjidi 
Lisa Gnadl (MdL, SPD)   für Fariba Adelkhah 
Dietmar Köster (MdEP)   für Ahmad Reza Jalali 
Sabine Verheyen (MdEP)  für Abdolreza Matthias Haghnejad 
Dr. Daniela Sommer (MdL, SPD)   für Arzhang Davoodi 
Thomas Rachel (MdB, CDU)  für Mohammad Ali Mosayebzadeh
Moritz Körner (MdB, FDP)  für Atena Daemi
Terry Reintke (MdEP, Grüne)  für Saeed Tamjidi 
Imke Byl (MdL, Grüne)   für Saeed Tamjidi 
Imke Byl (MdL, Grüne)  für Rezvaneh Ahmad Khan Beigi 
Peter Heidt (MdB, FDP)   für Giti Pourfazel 
Gaby Bischoff (MdEP, SPD)  für Saba Kord Afshari 
Ulli Nissen (MdB, SPD)   für Sheida Abedi 
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In diesen Medien erschie-
nen 2020 Berichte der 

IGFM (Auswahl):

ZDF, ZDF-Info
ARD Tagesschau

Kathpress
Pro - Medienmagazin

Idea
Latinapress

Kölner Stadtanzeiger
OE 24

Domradio
Deutsche Welle

Bildzeitung
Radio Köln

Report-K, Köln-Nachrichten
Die Welt
Die Zeit
Express
Focus

Deutschlandfunk
Theeuropean

Tagespost
Trierischer Volksfreund

Der Spiegel
Presseportal

Finanznachrichten
ORF

Frankfurter Rundschau
Tagesspiegel
Katholisch

Thüringer Allgemeine
Wiener Zeitung
Speyer Kurier

Fuldaer Zeitung

Thomas Schirrmacher (rechts) zum 
Generalsekretär der WEA gewählt

Prof. Dr. mult. Thomas Schirrma-
cher, Vorsitzender des Internatio-
nalen Rates der IGFM/ISHR, wurde 
Ende Oktober 2020 zum General-
sekretär der Weltweiten Evangeli-
schen Allianz (WEA) gewählt.

Er übernahm die Leitung der WEA 
am 1. März 2021.

In der nach dem Zweiten Weltkrieg 
neu konstituierten Weltweiten Evan-
gelischen Allianz arbeiten Allianzen 

aus 129 Ländern aus allen Konti-
nenten zusammen. 

Die WEA vertritt rund 600 Millionen 
evangelikale Christen und gilt nach 
der katholischen Kirche als zweit-
größte religiöse Organisation der 
Welt. 

Wir gratulieren unserem Mitglied 
Thomas Schirrmacher von Herzen 
zu diesem wichtigen Amt und wün-
schen viel Erfolg!

gulierung ausländischer Agenten“ 
vorgelegt, mit dessen Hilfe Nichtre-
gierungsorganisationen, Agenturen 
oder Einzelpersonen, die direkt oder 
indirekt Geld von ausländischen Re-
gierungen oder Körperschaften er-
halten, kontrolliert werden sollen. Ar-
tikel 12 des Gesetzes verbietet unter 
Strafandrohung, dass „ausländische 
Agenten“ sich in „innere Angelegen-
heiten“ des Landes einmischen.

Damit wird die Finanzierung unab-
hängiger Medien staatlich kontrol-
liert. Menschenrechtsorganisationen 
verlieren ihre Unabhängigkeit.

Der Gesetzentwurf verlangt in Artikel 
4 zudem eine „Registrierung exter-
ner Agenten“.

Zuständig für die Überwachung und 
die Verhängung von Sanktionen ist 
das Innenministerium.
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Die nicaraguanische Regierung folgt 
hier dem unrühmlichen Beispiel 
Russlands. Auch in Putins Reich wer-
den unabhängige NGOs als ausländi-
sche Agenten diffamiert und verfolgt. 
Daher die Bezeichnung „Putin-Ge-
setz“. 

Nicaragua wird seit Jahren wegen 
anhaltender Verletzungen der Men-
schenrechte kritisiert.

Im Juni 2020 forderte die UN-Men-
schenrechtskommissarin und ehe-
malige Präsidentin Chiles Michelle 
Bachelet die nicaraguanische Re-
gierung auf, die Versammlungs-, 
Vereinigungs- und Meinungsfreiheit 
sowie die Unabhängigkeit der Me-
dien zu respektieren.

Die nicaraguanische Regierung ig-
noriert üblicherweise solche „Einmi-
schungen von außen“.

Ich danke allen, die zum Erfolg unse-
rer Arbeit beigetragen haben. 

Edgar Lamm

Vorsitzender
Internationale Gesellschaft für 
Menschenrechte (IGFM)
Deutsche Sektion e. V. 

Spendenkonto
Bank für Sozialwirtschaft • IBAN: DE04 5502 0500 0001 4036 01 • BIC: BFSW DE 33MNZ
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Einnahmen-/Ausgabenrechnung
für das Rechnungsjahr 2020 vom 01.01. – 31.12.2020 

A. Einnahmen
1. Spenden
2. Sachspenden
3. Mitgliederbeiträge
4. Verkauf
5.1  Zweckgebundene Zuschüsse 
5.2  BFD-Zuschüsse  
6  Bußgelder  
7. Zinsen
8. Erbschaften/Vermächtnisse
9. Jahresversammlung
10. Mieteinnahmen
11. Sonstige Einnahmen

Summe A 

1.022.606,10 € 
7.538,90 € 

32.893,67 € 
0,00 € 

199.813,87 € 
14.990,00 € 

1.950,00 € 
0,01 € 

21.475,81 € 
6.837,00 € 

10.800,00 € 
1.291,50 €

1.320.196,86 €

B. Ausgaben
1. Russland/Ukraine
2. Baltikum
3. Rumänien
4. Sonstiges Europa
5. Lateinamerika
6. Afrika
7. Asien
8. Religionsfreiheit / verfolgte Christen
9. Naher Osten
10. Allgem. Menschenrechtsarbeit
11. Allg. Verwaltungskosten

871,37 € 
30.837,69 € 
75.072,22 € 
45.871,81 € 
16.433,68 € 

5.874,40 € 
11.794,89 € 
23.835,40 € 
99.739,77 € 

237.733,05 € 
185.587,36 €

0,00 €12.  Publikationen 
13. Internationale Projektarbeit
14. BFD-Aufwand
15. Sonstiger Aufwand
16. Jahresversammlung
17. Afa
18. Kosten des Geldverkehrs

185.795,48 € 
23.464,25 € 
55.107,75 € 
34.311,75 € 

2.981,03 € 
3.424,99 € 

0,00 €19.  Umzug 
20. Aufwand lnt. Rat/Sektionen

Summe B  

Überschuss  

Gesamtsumme 

35.422,27 € 

1.074.159,17 € 

246.037,70 € 

1.320.196,87 €

Bescheinigung des Prüfers
An den Verein Internationale Gesellschaft für Menschenrechte e. V., Frankfurt a. M.

Wir haben die Jahresrechnung – bestehend aus Einnahmen-/Ausgaben-Rechnung sowie Vermögensrechnung – 
unter Zugrundelegung der Buchführung des Vereins Internationale Gesellschaft für Menschenrechte e. V., Frankfurt 
a. M., für das Geschäftsjahr vom 1.1.2020 bis 31.12.2020 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht die Jahresrechnung 
den gesetzlichen Vorschriften und ihrer Auslegung durch die IDW RS HFA 14.

Frankfurt am Main, 20. April 2021

W + ST Wirtschaftsprüfung GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Dr. K. Hövermann F. Waldmann
Wirtschaftsprüfer  Wirtschaftsprüfer




